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AK-THEMA ZUR EINKOMMENSUNGLEICHHEIT | Die Schere 
zwischen Arm und Reich wird auch im Saarland immer größer 

Einkommen sind 
sehr ungleich verteilt 
„Wer hat, dem wird gegeben“ – die Ein-
kommen allgemein und speziell die Ver-
mögenseinkommen in unserer Gesell-
schaft sind sehr ungleich verteilt. Diese 
Feststellung gilt sowohl im weltweiten 
Maßstab, als auch auf nationaler Ebene. 
Auch im Saarland – mit den entspre-
chenden sozialen Folgen. 

In einem Bericht über das Weltwirt-
schaftsforum in Davos Anfang 2019 ver-
weist die Wirtschaftswoche auf die Vor-
stellung einer Studie der Organisation 
Oxfam. Darin heißt es: „Das Vermögen 
der Milliardäre sei um durchschnittlich 
2,5 Milliarden US-Dollar pro Tag gestie-
gen.“ Das entspricht einem Plus von 
zwölf Prozent gegenüber dem Vorjahr. 
Auf der anderen Seite der Verteilung hat 
die ärmere Hälfte der Weltbevölkerung 
dagegen elf Prozent (500 Millionen Dol-
lar) pro Tag verloren. Es findet also eine 
Polarisierung der Einkommen und Ver-
mögen statt, oder „wer hat, dem wird ge-
geben“. 
Bezogen auf die Bundesrepublik zeigt 
der Verteilungsbericht des Wirtschafts- 
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und Sozialwissenschaftlichen Instituts 
(WSI) der Hans-Böckler-Stiftung: Seit der 
Finanz- und Wirtschaftskrise hat die Be-
deutung der Vermögenseinkommen zu-
genommen und die Ungleichheit der 
Einkommen und Vermögen ist wieder im 
Steigen begriffen. Davon profitieren vor 
allem einkommensstarke Haushalte.
Im Saarland ist es vor allem die 
Arbeitskammer, die sich mit diesen Ver-
teilungsfragen beschäftigt und sich für 
diejenigen einsetzt, die am unteren Ende 
der Verteilung stehen. Im Jahresbericht  
2018 an die Landesregierung hat die 
Arbeitskammer ausführlich beleuchtet, 
wie die Arbeitsmarktpolitik umgestaltet 
werden sollte, um soziale Teilhabe für 
alle besser gewährleisten zu können. 
Nicht nur in den Jahresberichten an die 
Landesregierung, sondern auch in vielen 
anderen Veröffentlichungen greift die 
Arbeitskammer diese Thematik auf. Eine 
dieser Publikationen sind die „AK-Fakten 
Einkommen“, in denen die Arbeitskammer 
jährlich über die Einkommensentwick-
lung und -verteilung informiert. www.
arbeitskammer.de/ak-fakten.         kr

INHALT |

Entwicklung im Saarland
Die Armutsquote im Saarland ist seit 
1991 stark angestiegen, genauso wie die 
Zahl der Personen, die als „reich“ gelten. 
Wir erklären die Ursachen.
Seite 2

Was bedeutet eigentlich „reich“?
Prof. Dr. Michael Hartmann, Deutsch-
lands bekanntester Elitenforscher, 
spricht über den Begriff „reich“ und über 
die Folgen von Ungleichheit.
Seite 3 und 4

EDITORIAL |

Verteilungspolitische 
Agenda erneuern!
Von Thomas Otto

Die Kluft zwischen Arm und Reich 
nimmt zu: Im Saarland gibt es 
immer mehr Millionäre. Gleichzei-

tig droht immer mehr Saarländern die 
Armut. An den Rändern der Einkom-
mensverteilung verfestigen sich damit 
die Ungleichheiten. Besonders schwer 
wiegt, dass die Armutsgefährdung am 
unteren Rand der Einkommensvertei-
lung in den letzten Jahren ebenfalls 
angestiegen ist. Immer noch ist jeder 
sechste Saarländer von Armut bedroht. 
Dabei spielen im Saarland unter 
anderem die Einkommens- und Arbeits-
platzstruktur eine wesentliche Rolle. Die 
sozialen Schieflagen im Land wie auch 
im Ländervergleich haben sich nicht 
verbessert. Vielmehr nimmt die Polari-
sierung und damit auch die Gefahr zu, 
dass Demokratie und Sozialstaatlichkeit 
durch die wachsende Konzentration der 
Vermögen ausgehöhlt werden könnten. 
Um dem entgegenzuwirken und die 
Umverteilung der Einkommen von 
unten nach oben zu stoppen, ist eine 
gerechtere Ausgestaltung der Einkom-
mens- und Vermögensbesteuerung 
notwendig! 

Thomas Otto ist Hauptgeschäftsführer  
der Arbeitskammer des Saarlandes 
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UNGLEICHHEIT IM SAARLAND | Die  Zahl der als „reich“ geltenden Personen steigt seit 1991 stark an 

Jeder sechste ist von Armut bedroht

Die Einkommen sind zunehmend un-
gleich verteilt. Laut Einkommenssteuer-
statistik für das Jahr 2014 gibt es im Saar-
land 84 Einkommensmillionärinnen und  
Einkommensmillionäre. Das sind nur 
zwei Promille (0,02 Prozent) aller Steuer-
pflichtigen im Saarland, die aber zusam-
men über 150 Millionen Euro, bezie-

hungsweise pro Kopf 1,8 Millionen Euro, 
an positiven Einkünften erzielten. Das ist 
fünfzig mal mehr als der Durchschnitt al-
ler saarländischen Steuerpflichtigen von 
36.000 Euro. 

Das Ausmaß der Ungleichheit wird be-
sonders deutlich, wenn man sich verge-
genwärtigt, dass die positiven Einkünfte 
von mehr als drei von fünf Steuerpflichti-
gen (61,5 Prozent) sogar unter dem Lan-
desdurchschnitt (36.000 Euro) lagen. 
Diese rund 275.000 Personen erhalten 
zusammen genommen nur ein Viertel 
aller positiven Einkünfte (26,8 Prozent). 
Eine bundesweite Studie des Deutschen 
Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) 

belegt, dass gerade die Bezieher gerin-
ger Einkommen seit 1991 reale Einkom-
menseinbußen hinnehmen mussten, 
während die Einkommen am oberen 
Rand deutlich gestiegen sind. Im Saar-
land ist in den letzten zehn Jahren die 
Armutsgefährdungsquote um 6,3 Pro-
zent auf 16,8 Prozent im Jahr 2017 ange-
stiegen. Das bedeutet, dass jeder 
sechste Saarländer von Armut bedroht 
ist. Ausgehend von einem niedrigeren 
Niveau hat auf der anderen Seite die 
Zahl der als „reich“ geltenden Personen 
mit 24,9 Prozent im gleichen Zeitraum 
sogar noch stärker zugenommen und 
lag zuletzt (2017) bei 7,2 Prozent. An den 
Rändern der Einkommensverteilung ver-
festigen sich damit die Ungleichheiten.
Dabei spielen im Saarland unter ande-
rem die Einkommens- und Arbeitsplatz-
struktur eine wesentliche Rolle. Jede 
fünfte Vollzeitbeschäftigung ist im Nied-
riglohnbereich angesiedelt. Außerdem 
gibt es in der saarländischen Wirtschaft 
weniger Spitzenpositionen, die gleich-
zeitig noch geringer entlohnt sind als in 
Westdeutschland. Gesamtwirtschaftlich 
betrachtet ergibt sich für die saarländi-
schen Vollzeitarbeitnehmer 2017 ein 
Verdienstrückstand von -8,2 Prozent ge-
genüber dem früheren Bundesgebiet.

Auch bei der Entwicklung des gesamt-
wirtschaftlichen Einkommens schneidet 
das Saarland schlecht ab. Im Zeitraum 
von 2010 bis 2016 wuchs das Volksein-
kommen hierzulande nur um 14,6 Pro-
zent. Damit ist das Saarland bundesweit 
Schlusslicht. Dementsprechend haben 
die Privathaushalte an der Saar 8,5 Pro-
zent weniger Einkommen je Einwohner 
zur Verfügung als in Westdeutschland – 
auch nach Berücksichtigung von zu leis-
tenden und empfangenen Transferzah-
lungen. 
Vor diesem Hintergrund plädiert die 
Arbeitskammer dafür, über andere ver-
teilungspolitische Instrumente einzu-
greifen u.a. durch die Wiedereinführung 
einer (dauerhaften) Vermögensbesteue-
rung, eine angemessene Anhebung der 
Erbschaftssteuer und des Spitzensteu-
ersatzes der Einkommenssteuer sowie 
gleichzeitig einer steuerlichen Entlas-
tung unterer Arbeitseinkommen

Karsten Ries ist AK-Referent für Beschäfti-
gungspolitik

Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte je Einwohner* 2016 
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Wie haben sich die Einkommen im 
Saarland entwickelt? Wie sind 
Vermögen und Einkommen ver-
teilt? Wo sind die Ursachen für die 
zunehmende Polarisierung in der 
Einkommensverteilung und was 
sind die Folgen? Diese Fragen 
widmen sich die jährlich erschei-
nenden AK-Fakten. 

Von Karsten Ries

Armutsgefahrdungs- und Einkommensreichtumsquote 2017 (in%) 
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Privathaushalte haben 8,5 Prozent 
weniger Einkommen zur Verfügung

Einkommen am oberen Rand  
sind seit 1991 deutlich gestiegen.
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WAS BEDEUTET „REICH“? | Wie die zunehmende Ungleichheit die Gesellschaft verändert 

Reich ist, wer von Zinsen leben kann
Ab wann ist jemand reich? Wie 
mächtig sind die Vermögenden? 
Welche Rolle spielt die Politik? Ein 
Gespräch mit Prof. Dr. Michael 
Hartmann. Dieses (hier gekürzte) 
Interview erschien in der wirt-
schaftspolitischen Monatszeitschrift 
„OXI“ Januarausgabe 2017.

Gibt es in Deutschland eine allgemein-
gültige wissenschaftliche oder politi-
sche Definition, wer reich ist?
Nein. Es gibt Annäherungen. Bisher 
wurde derjenige als reich bezeichnet, 
der das Doppelte des Medianeinkom-
mens hatte. Und dieses verfügbare mitt-
lere Jahreseinkommen liegt für eine Per-
son heute etwa bei 20.000 Euro im Jahr. 
Das heißt, wer etwa 40.000 Euro im Jahr 
verfügbares Einkommen hat, galt nach 
der bisherigen Definition als reich.

Dann haben wir aber viele Reiche in un-
serem Land?
Richtig. Und das ist auch eines der Prob-
leme in der Debatte über Verteilung von 
Reichtum. Wer 60.000 Euro netto im 
Jahr verdient, der ist danach sogar sehr 
reich. Was ist dann ein Manager wie der 
Daimler-Vorstandsvorsitzende Zetsche, 
der über 12 Millionen Euro im Jahr erhält? 
Die Begriffe stimmen vorn und hinten 
nicht.

Wen bezeichnen Sie als reich?

Ich konzentriere mich bei der Definition 
auf das Vermögen. Wobei klar ist: Wer 
ein hohes Einkommen hat, der verfügt in 
der Regel auch über ein hohes Vermö-
gen. Für mich ist jemand reich, der sich 
von den Erträgen seines Vermögens ein 
Leben im Wohlstand leisten kann. Er lebt 
von Zinsen und Dividenden, ohne dass 
er auf weiteres Einkommen angewiesen 
ist. Und dafür muss diese Person beim 
derzeitigen Zinsniveau ein verfügbares 
Finanzvermögen in der Höhe von unge-
fähr vier Millionen Euro haben.

Wenn aber bei der früheren Definition 
jemand als reich galt, der das Doppelte 
des Medianeinkommens hat, dann sind 
ja vermutlich alle qualifizierten Fachar-
beiter bei Daimler und Porsche reich.
Zumindest teilweise. Und daran sehen 
wir, wie politisch brisant diese Definitio-
nen sind. Wenn diese Leute wissen, offi-
ziell werde ich als reich eingestuft, dann 
ist doch klar, dass diese Leute von Steu-
ererhöhungen für die Reichen nichts 
wissen wollen. Die Definition, wer ist 
reich, ist in der öffentlichen Debatte mit 
ausschlaggebend dafür, wie erfolgreich 
eine Partei mit ihrer Forderung ist, Reiche 
höher zu besteuern.

Wie hat die zunehmende Ungleichheit 
die Gesellschaft verändert?
Es ist in der Bevölkerung ein Grundge-
fühl entstanden, dass es ungerechter 

geworden ist. Dieses Gefühl, gemessen 
in Umfragen, ist mal stärker und mal 
schwächer, je nachdem wie die Wirt-
schaftslage ist. Aber dieses Grundgefühl 
bleibt. Und das ist neu. Früher wurden 
die Verhältnisse als ausgeglichener und 
gerechter empfunden.

Wie stark verantwortlich ist das Thema 
der sozialen Ungerechtigkeit für die Er-
folge der AfD?
Die Analyse dieser Frage ist von hoher 
Bedeutung, da je nach Antwort nahege-
legt wird, ob Fragen der Steuer-, Finanz- 
und Sozialpolitik bei der Auseinander-
setzung mit der AfD eine Rolle spielen 
oder nicht. Über diese Frage tobt derzeit 
ein richtiger Deutungskampf in den Me-
dien. Konservative stellen die kulturellen 
Differenzen in den Vordergrund. So ha-
ben FAZ und Welt im Frühsommer eine 
Studie des Instituts der Deutschen Wirt-
schaft groß herausgebracht, die nahe-
legt, die AfD sei die Partei der Besserver-
dienenden. Das war jedoch eine Studie, 
die sich auf das Jahr 2014 bezog. Damals 
war das wichtigste Thema der AfD das 
Schicksal des Euro, der Umgang mit 
Griechenland, der Vorsitzende hieß noch 
Bernd Lucke, und Professoren waren die 
wichtigsten Repräsentanten der Partei. 
Seither hat sich die Partei gravierend ge-
ändert und damit auch die Anhänger-
schaft: Laut einer aktuellen DIW-Studie 
hat Letztere sich bei Arbeitslosen um 

Für bessere und gerechtere Löhne demonstrieren jährlich tausende Menschen am „Tag der Arbeit“, 1. Mai, in Saarbrücken .
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das Fünfzehnfache und bei Arbeitern um 
mehr als das Fünffache vermehrt, bei 
Beamten dagegen halbiert. Auch bei 
den fünf Landtagswahlen 2016 war fest-
zustellen, dass die Arbeiter und Arbeits-
losen doppelt so häufig AfD wählten wie 
der Durchschnitt der Bevölkerung. Rich-
tig ist: Es gibt einen stabilen rechtskon-
servativen Kern. Der hat schon in den 
1990ern dafür gesorgt, dass die Republi-
kaner zweimal mit über neun Prozent im 
Landtag von Baden-Württemberg sa-
ßen. Aber es gibt eben immer mehr ent-
täuschte Malocher, die zur AfD gehen. 
Und die sind nur mit dem Gerechtig-
keitsthema zurückzugewinnen.

Wie hat sich in den vergangenen 20 
Jahren die politische Elite selbst geän-
dert?
Vor allem seit dem Jahr 2000 hat sich 
die politische Elite deutlich verbürger-
licht. Das heißt: Die wichtigen Politiker, 
also Mitglieder von Regierungen und 
Parteispitzen, stammen nicht mehr so 
stark wie früher aus den breiten Schich-
ten. Früher war das so: Ungelernte Arbei-
ter waren nur selten vertreten. Aber 
Facharbeiter, Angestellte, mittlere Be-
amte und kleine Selbstständige waren 

immer selbstverständlich auch in Spit-
zenpositionen. Und das hat sich seit der 
ersten Regierung Gerhard Schröder sehr 
stark und schnell verändert. Bürgerkin-
der waren auf einmal in der Mehrheit. Ob 
Schily, Zypries, Däubler-Gmelin, Eichel, 
Steinbrück, sie alle kommen aus wohlha-
benden Familien, wo die Eltern Juristen, 
Architekten, Manager, Diplomaten, Un-
ternehmer waren. Bei den Spitzenpoliti-
kern der CDU ist das bis heute so.

Wer in diesen Milieus aufwächst, geht 
vermutlich mit privatem Reichtum ge-
lassen um.
Diesen Kreisen ist eine scharfe Korrektur 
in Fragen der Einkommen und Vermö-
gen kein ganz so großes Anliegen. Es 
gibt eine Nähe zu den Gefühls- und 
Denkstrukturen derjenigen, die richtig 
reich sind. Aktuell ändert sich das bei der 
SPD wieder ein bisschen. Denn deren 
Bürgerkinder sind jetzt weitgehend wie-
der weg. Was aber als Gesamtbilanz 
bleibt: Heute ist die Zusammensetzung 
der politischen Spitze des Landes viel 
bürgerlicher als noch vor 20 Jahren. 

Was müsste die Politik umsetzen, da-
mit es etwas mehr Gerechtigkeit gibt?

Eine kräftige Erbschaftssteuer schien mir 
lange die ideale Lösung zu sein, denn da 
verlangte das Bundesverfassungsge-
richt eine Neuregelung und der Staat 
könnte hohe Summen einnehmen. Aber 
das Thema ist jetzt politisch erst einmal 
erledigt. Was meines Erachtens gerecht 
und politisch machbar ist: die Wiederin-
kraftsetzung der Vermögenssteuer. 
Denn die wurde ja formal nie abge-
schafft. Da kann man sagen: Es gibt eine 
Million Euro Freibetrag. Und erst darüber 
geht es los. Das betrifft dann die etwa 1,3 
Millionen Millionäre im Land. Dann ist un-
missverständlich klar: Es trifft die, sonst 
niemanden.

Um welche Erträge für die öffentliche 
Hand kann es da gehen?
Wir haben in Deutschland ein Vermögen 
von gut zehn Billionen Euro. Das oberste 
Prozent hat davon etwa ein Drittel, das 
sind also etwa 3,5 Billionen Euro. Neh-
men wir darauf nur ein Prozent. Das wä-
ren dann 35 Milliarden Euro. Damit kann 
einiges an öffentlicher Infrastruktur mo-
dernisiert werden. Was parallel gemacht 
werden müsste: Gesetze verabschieden, 
welche die Steuerflucht von Milliardären 
aus Deutschland verhindern.

Prof. Dr. Michael Hartmann 
ist der renommierteste Eli-
tenforscher in Deutsch-
land. In seinem im vergan-
genen Jahr erschienenen 
Buch „Die Abgehobenen. 
Wie die Eliten die Demo-
kratie gefährden“ unter-
sucht er den Zusammen-
hang von Elitebildung und 
dem Erstarken des Rechts-
populismus. Bis Herbst 
2014 war Hartmann Pro-
fessor für Soziologie an der 
TU Darmstadt. Er erhielt 
2002 und 2010 den Thys-
sen-Preis für den besten 
bzw. zweitbesten sozial-
wissenschaftlichen Auf-
satz des Jahres.Fo
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